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1 Einleitung 
Aufgrund von einer hohen Anzahl an Netzanschlussbegehren mit großen Leistungsbedarfen ist das in der 
Vergangenheit verwendete sog. Windhundverfahren („First come – first serve“) nicht mehr hinreichend 
geeignet, um alle Anschlusspetenten bei begrenzter Anschlusskapazität zu befriedigen. Die weitere 
Anwendung des Windhundprinzips würde dazu führen, dass auf absehbare Zeit keine neuen 
Netzanschlussbegehren mehr berücksichtigt werden können. Nach Auffassung der Bundesnetzagentur 
bleibt es jedem Netzbetreiber überlassen, ein Verfahren zu implementieren, das den gesetzlichen 
Anforderungen an einen angemessenen, diskriminierungsfreien und transparenten Anschluss von 
Letztverbrauchern an das Energieversorgungsnetz entspricht.  

Auf dieser Grundlage führt die Überlandwerk Leinetal GmbH (nachfolgend: ÜWL) mit dieser Richtlinie das 
sogenannte Repartierungsverfahren zur Bearbeitung von Netzanschlussbegehren mit PAV,B ≥ 1MW in 
ihrem Elektrizitätsverteilnetz ein. Das Verfahren gilt auch für Netzanschlussbegehren, die bei der ÜWL 
bereits eingegangen sind, bezüglich derer jedoch noch kein Netzanschlussvertrag geschlossen bzw. keine 
Netzanschlusszusage seitens der ÜWL erteilt wurde. Ziel des Repartierungsverfahrens ist es, verfügbare 
Netzanschlusskapazitäten durch regelmäßige Ausschreibungen transparent, diskriminierungsfrei und 
effizient an Anschlusspetenten zu vergeben. Das Repartierungsverfahren wird bereits durch mehrere 
Verteilnetzbetreibern angewendet und von der Bundesnetzagentur grundsätzlich als Verfahren mit hoher 
Transparenz anerkannt.  

2 Geltungsbereich 
Das Repartierungsverfahren gilt ab Veröffentlichung dieser Richtlinie auf unserer Internetseite für alle 
Netzanschlussbegehren im Elektrizitätsverteilernetz der ÜWL mit einer bezugsseitigen 
Leistungsanforderung von PAV,B ≥ 1MW einschließlich solcher Netzanschlussbegehren, die der ÜWL zwar 
bereits vorliegen, denen eine Netzanschlusskapazität aber noch nicht verbindlich zugesagt worden ist. 

Zur Beurteilung der Höhe der Leistungsanforderung wird die Summe aller physikalisch 
zusammenhängenden elektrischen Einrichtungen des Anschlusspetenten, die sich auf demselben 
Grundstück, in demselben Gebäude, auf demselben Betriebsgelände oder sonst in unmittelbarer 
räumlicher Nähe befinden und über einen oder mehrere Netzanschlusspunkte mit dem 
Elektrizitätsverteilnetz der ÜWL verbunden sind und innerhalb von zwölf aufeinanderfolgenden 
Kalendermonaten in Betrieb genommen werden sollen (nachfolgend: das Vorhaben), betrachtet.  

Im Rahmen der Repartierung wird ausschließlich feste Netzanschlusskapazität vergeben, die dem 
Anschlusspetenten nach Durchführung des Verfahrens zur grundsätzlich unbeschränkten Nutzung zur 
Verfügung gestellt wird. Flexible Netzanschlusskapazitäten sind nicht Gegenstand dieses Verfahrens. 

Netzanschlussbegehren, für die nach Maßgabe der gesetzlichen Vorgaben (derzeit nach § 17 Abs. 2 EnWG) 
die Voraussetzungen für eine Verweigerung des Netzanschlusses vorliegen, sind von der Teilnahme am 
Repartierungsverfahren ausgeschlossen. Betroffene Anschlusspetenten erhalten eine begründete 
Ablehnung ihres Netzanschlussbegehrens. 

Das Repartierungsverfahren gemäß dieser Richtlinie findet keine Anwendung auf Netzanschlussbegehren 
aus dem Bereich der Daseinsvorsorge. Dies betrifft insbesondere die Grundversorgung mit Energie und 
Wasser, die Abwasser- und Abfallbeseitigung, die öffentliche Ordnung (insbesondere Polizei, Feuerwehr), 
den öffentlichen Verkehr, Post- und Telekommunikationsdienste, Gesundheitsdienste (insbesondere 
Krankenhäuser), Friedhöfe, Heime für Alte und Pflegebedürftige, sonstige Einrichtungen der 
Wohlfahrtspflege, Sport- und Bildungseinrichtungen aller Art (insbesondere Kindergärten, Schulen, 
Hochschulen)  sowie Wärmeprojekte auf Basis der kommunalen Wärmeleitplanung. 
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3 Allgemeine Informationen 
Bei der Berechnung der im Zusammenhang mit diesem Verfahren im Elektrizitätsverteilnetz der ÜWL zur 
Verfügung stehenden Netzanschlusskapazität wird der voraussichtlich notwendige Bedarf für Zwecke der 
Daseinsvorsorge sowie für Netzanschlussbegehren mit einer bezugsseitigen Leistungsanforderung von 
PAV,B < 1MW in Abzug gebracht. Dieser steht für die Verteilung im Rahmen des Repartierungsverfahrens 
nicht zur Verfügung. Im Übrigen gilt Folgendes: 

• Die Vergabe der zur Verfügung stehenden Netzanschlusskapazität erfolgt auf Grundlage von im 
Netzgebiet vorhandenen Umspannwerksbereichen.  

• Es wird nur ein Netzanschlussbegehren für das Vorhaben (siehe Ziffer 2) berücksichtigt. Werden 
mehrere Netzanschlussbegehren für das Vorhaben eingereicht, wird ausschließlich das zuerst 
eingegangene Netzanschlussbegehren berücksichtigt; dies gilt auch dann, wenn mit dem 
Netzanschlussbegehren der Anschluss in verschiedenen Umspannwerksbereichen begehrt wird. 

• Ist der Anschlusspetent nicht selbst Eigentümer des Grundstücks, so hat er eine Erklärung des 
Grundstückeigentümers nach dem Muster des Formulars „Zustimmung des 
Grundstückseigentümers zur Teilnahme am Repartierungsverfahren“ oder einen unterzeichneten 
Miet-/Pacht-/Kaufvertrag für das Grundstück vorzulegen.  

• ÜWL ist darum bemüht, die Vollständigkeit der eingereichten Unterlagen zeitnah zu prüfen und bei 
unvollständigen oder fehlerhaften Anträgen dem Anschlusspetenten eine Rückmeldung zu geben. 
Nichtsdestotrotz obliegt die Pflicht zur Überprüfung der Vollständigkeit der Antragsunterlagen 
dem Anschlusspetenten. Unvollständige, widersprüchliche oder nicht den zum Zeitpunkt 
veröffentlichten Technischen Anschlussbedingungen und dieser Richtlinie entsprechende oder 
verspätete Netzanschlussbegehren werden in diesem Verfahren nicht berücksichtigt. ÜWL wird 
den Anschlusspetenten nach Ablauf der Frist zur Einreichung des Netzanschlussbegehrens (siehe 
unter Ziffer 4) darüber in Textform informieren. Es findet keine erneute Berücksichtigung des 
Netzanschlussbegehrens im Folgejahr statt; wünscht der Anschlusspetent eine Berücksichtigung 
im Folgejahr, so hat er ein neues vollständiges Netzanschlussbegehren einzureichen.  

• Mit der Einreichung seines Netzanschlussbegehrens bestätigt der Anschlusspetent die 
Kenntnisnahme dieser Richtlinie und versichert, dass er die beantragte Leistung für die 
Stromversorgung seines Vorhabens dauerhaft, d. h. nicht nur für einen kurzen, vorübergehenden 
Zeitraum, benötigt.  

• Wurde dem Anschlusspetenten in einer vorherigen Ausschreibungsrunde des Vergabeverfahrens 
bereits Netzanschlusskapazität für das Vorhaben (siehe unter Ziffer 2) angeboten, ist eine erneute 
Teilnahme an einer der folgenden Ausschreibungsrunden des Vergabeverfahrens nur zulässig, 
wenn die Nutzung der für das Vorhaben bereits vergebenen Netzanschlusskapazität bis zum 
Beginn des erneuten Verfahrens nachgewiesen wurde. In Ausnahmefällen kann eine erneute 
Teilnahme erfolgen, wenn der Anschlusspetent plausibel darlegt, dass eine Nutzung der 
Netzanschlusskapazität in absehbarer Zeit hinreichend wahrscheinlich ist. 

• Bei jeder Teilnahme gibt der Anschlusspetent verbindlich an, ob und falls ja, welche Mindest-
Netzanschlusskapazität er anzunehmen bereit ist, falls ihm nur ein Teil der von ihm 
beantragten/benötigten Leistungsanforderung angeboten werden kann.  

• Gibt der Anschlusspetent keine Mindest-Netzanschlusskapazität an, und kann ihm die beantragte 
Leistungsanforderung im Rahmen der Vergabe nicht vollständig zugeteilt werden, bleibt sein 
Netzanschlussbegehren unberücksichtigt; die auf ihn entfallende Netzanschlusskapazität wird 
anderen Anschlusspetenten nach Maßgabe dieses Verfahrens zugeteilt.  

• Gibt der Anschlusspetent eine Mindest-Netzanschlusskapazität an, die jedoch im Rahmen der 
Vergabe nicht erreicht wird, bleibt sein Netzanschlussbegehren ebenfalls unberücksichtigt; die auf 
ihn entfallende Netzanschlusskapazität wird anderen Anschlusspetenten nach Maßgabe dieses 
Verfahrens zugeteilt.  

• Netzanschlussbegehren sind – insbesondere während des laufenden Angebotsverfahrens – nicht 
übertragbar. Eine Ausnahme gilt für die Rechtsnachfolge natürlicher und juristischer Personen aus 
Gründen, die vom Anschlusspetenten nicht beeinflusst werden können. 
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• Die Vergabe der Netzanschlusskapazität erfolgt anteilig und zu gleichen Teilen „pro Kopf“ 
unabhängig von der beantragten Leistungsanforderung. 

• Die Vergabe der Netzanschlusskapazität ist an ein konkretes Vorhaben gebunden, das durch die 
Vorlage der hier aufgeführten Antragsunterlagen eines entsprechenden Vorhabens näher definiert 
wird. Ein nachträglicher Projektaustausch führt zum Ausschluss vom weiteren Verfahren mit der 
Konsequenz, dass für das neue Projekt eine erneute Teilnahme an diesem Verfahren erforderlich 
ist. 

4 Ablauf der Vergabe 
• Pro Kalenderjahr findet eine Ausschreibungsrunde zur Vergabe der zur Verfügung stehenden 

festen Netzanschlusskapazität statt.  

• Die Bekanntgabe der zur Verfügung stehenden Netzanschlusskapazitäten erfolgt zum 01. 
September eines Jahres.  

• Im Vergabeverfahren werden grundsätzlich alle gemäß Ziffer 6 vollständigen 
Netzanschlussbegehren berücksichtigt, die im jeweiligen Kalenderjahr nach Bekanntgabe der 
verfügbaren Netzanschlusskapazität bis 30. September, 23:59 Uhr, über das Postfach 
repartierung@uewl.de eingegangen sind. 

• Die Zuteilung der jeweiligen Netzanschlusskapazität erfolgt zum 30. Oktober eines Jahres. Dabei 
wird zunächst wird eine einheitliche maximale Zuteilungsleistung „pro Kopf“ festgelegt. Diese 
Leistung ist für alle Anschlusspetenten gleich und wird so berechnet, dass die Summe aller 
Zuteilungen die verfügbare feste Netzanschlusskapazität nicht überschreitet. Jeder 
Anschlusspetent erhält die beantragte Leistung, sofern sie kleiner oder gleich dieser maximalen 
Zuteilungsleistung ist. Liegt die vom Anschlusspetenten beantragte Leistung darüber, wird die 
Zuteilung auf die festgelegte Maximalleistung „pro Kopf“ begrenzt. 

• Unterschreitet die festgelegte Maximalleistung die vom Anschlusspetenten angegebene Mindest-
Netzanschlusskapazität, erfolgt keine Zuteilung an den Anschlusspetenten. Die aufgrund 
derartiger Nichtzuteilungen verbleibenden Netzanschlusskapazitäten werden gleichmäßig unter 
den übrigen Anschlusspetenten, die am Verfahren teilnehmen, verteilt. Dies gilt entsprechend bei 
Unterschreitung der beantragten Leistung, wenn die Annahme einer Mindest-
Netzanschlusskapazität vom Anschlusspetenten abgelehnt wurde.  

• Nicht angebotene oder angenommene Restkapazitäten werden in die Ausschreibungsrunde des 
Folgejahres einbezogen.  

5 Anschlussverfahren 
• Die im Vergabeverfahren bedienbaren Anschlusspetenten erhalten ab November eines Jahres eine 

Information über die zur Verfügung stehende Netzanschlusskapazität für den gewünschten 
Bezugsort. 

• Der Information liegt das Angebot einer Angebotsstudie bei, in der nach Auftragserteilung die für 
den Netzanschluss entstehenden Kosten ermittelt werden.  

• Dieses Angebot einer Kostenstudie unterliegt einer Bindefrist von zwei Kalendermonaten. Mit 
Ablauf der Bindefrist ohne Annahme oder der berechtigten Anschlussverweigerung ist das 
Verfahren abgeschlossen. Das Netzanschlussbegehren wird gegenstandslos. 

• Nach Annahme des Angebots einer Kostenstudie übersendet ÜWL bis spätestens 28. Februar des 
Folgejahres ein verbindliches Angebot zum Netzanschluss auf Grundlage der Angebotsstudie. 
Dieses Angebot enthält auch eine Reservierungsgebühr in Höhe von 50% des anfallenden 
Baukostenzuschusses (BKZ). 

• Das Angebot zum Netzanschluss unterliegt einer Bindefrist von drei Kalendermonaten. Mit 
Annahme des Angebots, dem Ablauf der Bindefrist ohne Annahme oder der berechtigten 
Anschlussverweigerung ist das Verfahren abgeschlossen. Das Netzanschlussbegehren wird 
gegenstandslos. 

• Bei Realisierung des Netzanschlusses und Abschluss des Netzanschlussvertrags wird die 
Reservierungsgebühr mit den anfallenden Kosten des BKZ aufgerechnet. Bei Nichtrealisierung 
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bzw. Nichtabschluss des Vertrags aus Gründen, die in der Risikosphäre des Anschlusspetenten 
liegen und die dieser zu vertreten hat, wird die Reservierungsgebühr einbehalten. 

• Die Ausführung des Netzanschlusses erfolgt auf Grundlage der technischen Normen und 
Richtlinien.  

6 Notwendige Dokumente zur Teilnahme am Vergabeverfahren 
Für eine Berücksichtigung des Netzanschlussbegehrens in diesem Vergabeverfahren sind mindestens 
folgende Angaben erforderlich, wobei die genannten Formulare vollständig und frei von Widersprüchen 
ausgefüllt sein müssen: 

  

• Formular Anmeldung zum Netzanschluss (BDEW) 

• Lageplan/Flurkarte 

• Geschosszeichnung (Grundrissplan) mit gewünschtem Anschlussort 

• Formular E.1 „Antragstellung“ (VDE AR-N-4110) 

• Formular E.2 „Datenblatt zur Beurteilung von Netzrückwirkungen“ (VDE AR-N-4110) 

• Bei Ladeeinrichtungen: B.3 „Datenblatt Ladeeinrichtung für Elektrofahrzeuge“ (VDE AR-N-4100) 

• Nachweis der Grundstücksbenutzungsrechte, spätestens zum Abschluss des 
Netzanschlussvertrags Miet-/Pacht-/Kaufvertrag für das Grundstück oder andere dingliche Rechte 
oder langfristige schuldrechtliche Ansprüche; Mindestteilnahmebedingung: Formular „Zustimmung 
des Grundstückseigentümers zur Teilnahme am Repartierungsverfahren“ 

• Bei Teilnahme an einem Folgeverfahren: Nachweis über die Nutzung der bisher erhaltenen 
Netzanschlusskapazität 

• Formular „Teilnahme am Repartierungsverfahren ÜWL“ 

o Gewünschte Gesamtleistung in MVA 

o Angabe, ob Mindest-Netzanschlusskapazität akzeptiert wird, und ihr Wert in MVA 

o (Gewünschter) Realisierungszeitpunkt des Netzanschlusses 

• Projektunterlagen (geplante Anlage, Finanzierungszusage, etc.) 
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